
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der 
Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
(Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien) 

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 6 der am 27. Juli 2011 stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung vorgeschlagenen Beschluss soll die Gesellschaft erneut ermächtigt 
werden, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien bis zu 10 % des Grundkapitals 
zu erwerben. Die bisher bestehende, von der Hauptversammlung vom 28. Juli 2010 
erteilte Ermächtigung hat gemäß den Bestimmungen des § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eine 
Laufzeit bis zum 27. Juli 2015. Da der Ermächtigungsbeschluss vom 28. Juli 2010 
durch das Aktienrückkaufprogramm vom 30. August 2010 jedoch bereits in 
erheblichem Umfang ausgeschöpft ist, soll die Ermächtigung für den Zeitraum bis 
zum 26. Juli 2016 erneuert werden. Mit der neuen Ermächtigung wird erreicht, dass 
die Gesellschaft weiterhin in der Lage ist, von dem Finanzinstrument des Erwerbs 
eigener Aktien Gebrauch zu machen, um die damit verbundenen Vorteile im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu realisieren. 

Diese Ermächtigung besteht in den gesetzlichen Grenzen der §§ 71 Abs. 2, 71d und 
71e AktG. Dies bedeutet, dass von der neuen Ermächtigung insbesondere dann kein 
Gebrauch gemacht werden kann, wenn und soweit von der bislang bestehenden 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien bis zur zulässigen Grenze Gebrauch 
gemacht worden ist und die auf diese Weise erworbenen Aktien nicht veräußert oder 
eingezogen worden sind.  

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, 
eigene Aktien durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes 
Kaufangebot oder durch die öffentliche Aufforderung zur Abgabe eines 
Verkaufsangebots zu erwerben. Dabei ist die Gesellschaft gemäß aktienrechtlicher 
Bestimmungen zur Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes verpflichtet. Bei der 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots können die Adressaten 
der Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien und – bei Festlegung einer 
Preisspanne – zu welchem Preis sie diese der Gesellschaft anbieten möchten. Sofern 
ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist bzw. im Falle einer Aufforderung zur 
Abgabe eines Verkaufsangebots von mehreren Angeboten zum gleichen Preis nicht 
sämtliche angenommen werden können, muss die Annahme nach Quoten proportional 
zur Anzahl der zum Erwerb angebotenen Aktien erfolgen. Jedoch soll es möglich sein, 
eine bevorrechtigte Annahme von Offerten oder Teilen von Offerten bis zu maximal 
100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei 
der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und 
damit die technische Abwicklung zu erleichtern.  

Der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie 
(ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den Schlusskurs der jeweiligen Aktiengattung an 
der Baden-Württembergischen Wertpapierbörse, Stuttgart, am dritten Börsentag vor 



dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots um nicht mehr als 20 % über- 
bzw. unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. 
der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Verkaufsangebots erhebliche 
Abweichungen gegenüber dem maßgeblichen Kurs, so kann das Angebot bzw. die 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots angepasst werden. In diesem Fall wird auf 
den Durchschnittsschlusskurs der drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung 
einer etwaigen Anpassung abgestellt.  

Die erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken 
verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden Zwecken, insoweit unter 
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 
186 Abs. 3 und 4 AktG:  

● Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung, die erworbenen eigenen 
Aktien außerhalb der Börse gegen Barleistung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts zu veräußern. Voraussetzung dafür ist, dass die Aktien zu einem 
Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 
AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch 
gemacht. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird 
dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert 
werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich 
unterschreitet. Den Aktionären entsteht, soweit sie am Erhalt ihrer 
Stimmrechtsquote interessiert sind, kein Nachteil, da sie die entsprechende 
Anzahl von Aktien jederzeit an der Börse hinzuerwerben können.  

Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien 
geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen 
Abschlag vom Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung 
vorherrschenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Der 
Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung 
wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Börsenpreises betragen. Die 
Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Die Ermächtigung liegt im Interesse der Gesellschaft, weil sie 
ihr zu größerer Flexibilität verhilft. Sie gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, 
sich aufgrund einer günstigen Börsensituation bietende Gelegenheiten 
schneller und vor allem kostengünstiger zu nutzen, als dies bei einer 
Veräußerung nach den Regeln der Einräumung eines Bezugsrechts an die 
Aktionäre der Fall wäre.  



● Aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung können die erworbenen Aktien 
der Gesellschaft auch verwendet werden, um mit ihnen als Gegenleistung 
Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen zu 
erwerben. Dadurch wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, in geeigneten 
Fällen Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 
nicht nur durch Zahlung eines Kaufpreises in bar, sondern auch im Wege einer 
Gegenleistung durch Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu 
können. Das nationale und internationale Marktgeschehen verlangt gerade in 
Zeiten eines allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwungs diese Form der 
Gegenleistung. Dadurch werden zudem die liquiden Mittel der Gesellschaft 
geschont und der Umfang einer möglichen Kaufpreisfinanzierung verringert. 
Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen nicht. 

● Aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung kann der Vorstand des Weiteren 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
ausschließen, wenn die eigenen Aktien an Personen, die in einem 
Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft oder nachgeordneten verbundenen 
Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG stehen oder standen, zum Erwerb 
angeboten werden. Dadurch soll der Gesellschaft die Möglichkeit eingeräumt 
werden, Belegschaftsaktien auszugeben. Im Gegensatz zu anderen Formen der 
Mitarbeiterbeteiligung wie etwa Aktienoptionsprogrammen oder 
aktienkursbasierten Vergütungssystemen tragen Belegschaftsaktien zu einer 
stärkeren Identifikation der Mitarbeiter mit der Gesellschaft bei, da sie zum 
Erwerb der Aktien eigene Mittel einsetzen und die Aktien sodann über einen 
längeren Zeitraum halten müssen. Aus Sicht des Vorstands liegt in der Option 
zur Ausgabe von Belegschaftsaktien eine gute Ergänzung zu konventionellen 
Vergütungsbestandteilen. Die Verwendung eigener Aktien für diese Zwecke 
macht dabei die Schaffung neuer Aktien entbehrlich.  

Ferner können die eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre 
oder über die Börse wiederveräußert werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs 
wird das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung bei der Veräußerung der Aktien 
gewahrt.  

Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können 
zudem von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung 
eingezogen werden. Entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die 
Hauptversammlung der Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten 
Stückaktien beschließen, auch ohne dass damit eine Herabsetzung des Grundkapitals 
der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der 
Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine 
Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der 
rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der 
Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der 



Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der 
Stückaktien vorzunehmen.  

Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über die Ausnutzung dieser 
Ermächtigung erstatten.  

Die in der vorgeschlagenen Ermächtigung genannten Zwecke sollen sich auch auf 
eigene Aktien erstrecken, die die Gesellschaft aufgrund vorangegangener 
Ermächtigungen bereits erworben hat. Insbesondere ergänzt die 
Verwendungsmöglichkeit als Belegschaftsaktien die im Beschluss vom 12. Juli 2006 
enthaltenen Ermächtigungen des Vorstands zur Verwendung der erworbenen eigenen 
Aktien. Für den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gelten die vorstehend 
gemachten Ausführungen entsprechend.  

Die Interessen der Aktionäre werden daher insgesamt durch die Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss nicht unangemessen beeinträchtigt. 

 


